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Vorwort

Das nachfolgende Programm ist eine gekürzte und zusammengestellte Fassung der EU-Wahlpro-

gramm-Vorschläge der Arbeitsgemeinschaft EU und Europa der Partei dieBasis. Sie basieren auf 

den 4 Säulen von dieBasis, dem Rahmenprogramm und dem Wahlprogramm des Bundes, den 

Programmen der Länder und auf unterschiedlichen Parteiebenen durchgeführten Mitgliederbefra-

gungen zu Themen, welche die EU betreffen.
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Unsere Arbeit wird von vier Säulen getragen

Die Freiheit ist ein Grundmerkmal unseres Menschseins und der Raum für unsere Entfaltung auf körperlicher, 
geistiger und seelischer Ebene. Als solches ist die Freiheit im deutschen Grundgesetz in den sogenannten 
Freiheitsrechten verankert. Die Freiheitsrechte werden darin allen Menschen gleich zugesichert. Wir Men-
schen entscheiden selbstverantwortlich und angstfrei, was unser Verhältnis untereinander betrifft ohne die 
Freiheitsrechte der anderen zu verletzen. Der Staat und seine Organe haben diese Grundrechte zu achten, 
zu gewährleisten und jederzeit den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu wahren. 

Zur Gestaltung und Entwicklung des Gemeinwesens übertragen wir als Souverän – das Volk –, Macht an 
Personen und Instanzen. Diese geliehene Macht wird inhaltlich und in ihrer Wirkung eindeutig definiert und 
zeitlich begrenzt. Das Prinzip der Gewaltenteilung muss stets gewährleistet sein, unabhängige Medien haben 
umfassend und wahrheitsgemäß zu informieren. Wir stehen ein für maximale Transparenz des politischen 
Handelns, die Ergänzung der parlamentarischen Demokratie durch Verfahren der direkten Demokratie und 
das Einbeziehen von interdisziplinären Gremien in Entscheidungen von gesellschaftlicher Tragweite.
 

Achtsamkeit ist Ausdruck unserer Menschlichkeit. Die Einsicht in die Verbundenheit allen Lebens führt zu ei-
nem liebevollen und achtsamen Umgang mit uns, unseren Mitmenschen, den Tieren, den Pflanzen und jeder 
Lebensform. Wir sind mit allen Sinnen präsent und stets bereit zum offenen Dialog untereinander. Aktives 
Zuhören und die Regeln der wertschätzenden Kommunikation unterstützen uns in der Achtsamkeit. 

So gestalten wir Politik durch die Weisheit der Vielen. Die Entwicklung einer starken und stabilen Gesellschaft 
erfordert die direkte und gleichberechtigte Beteiligung ihrer Bürgerinnen und Bürger. Viele verschiedene 
Sichtweisen sollen gleichberechtigt in Entscheidungen mit einfliessen und auch unterschiedliche Lösungen 
dürfen für anstehende Aufgaben zur Anwendung kommen. Mit Hilfe moderner Kommunikationsmittel sowie 
vermehrten lokalen Entscheidungsbefugnissen, ermöglichen wir allen Bürgern ihre Fähigkeiten und individu-
ellen Potenziale einzubringen.

Mit unserem Programm wollen wir die ersten Schritte zur Verwirklichung dieser Vision aufzeigen.

Die Säule der Freiheit

Die Säule der Machtbegrenzung

Die Säule der Achtsamkeit

Die Säule der Schwarmintelligenz

Für ein Europa der Menschen
 in kultureller Vielfalt, Frieden und Freiheit. 

Die Menschen in der Europäischen Union erleben eine fortschreitende Entmündigung und 

eine Schwächung nationaler Souveränitätsrechte bei gleichzeitiger Verlagerung der Entschei-

dungsmacht auf von Lobbyisten unterwanderte, undemokratische, nicht gewählte EU-Insti-

tutionen. Immer neue Richtlinien und Verordnungen aus Brüssel verstärken Jahr um Jahr die 

wirtschaftliche Dominanz weniger globaler Konzerne und Eliten.

Die dadurch verursachten, gesellschaftspolitischen Auswirkungen sind nicht zu übersehen. 

Die Schere zwischen Arm und Reich und damit die soziale Spaltung in den Staaten der  

EU wird zunehmend verstärkt. Nicht nur der Niedriglohnsektor wächst rasant, auch der  

Mittelstand ist aktuell ernsthaft bedroht. Durch die unmittelbare, massive militärische  

Unterstützung der Ukraine und Nähe zur Nato wird die EU zur Konfliktpartei und das  

eigentliche „Friedensprojekt Europa“ gefährdet.
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I. Die EU den Menschen zurückgeben 
Für eine basisdemokratische Europäische Union 

Die Partei dieBasis lehnt entschieden den als undemokratisch empfundenen Status Quo 

der Europäischen Union und die Bestrebungen einer Umwandlung der EU in einen Bun-

desstaat (Vereinigte Staaten von Europa) mit einer für die Mitgliedstaaten verbindlichen 

EU-Verfassung und der Abgabe nationaler Souveränitätsrechte ab. 

 

dieBasis steht für:

•	 Subsidiarität und regionale Entscheidungsstrukturen

•	 die Beteiligung aller Bürger und Bürgerinnen an wichtigen Entscheidungen

•	 EU-weite Volksabstimmungen

•	 die Stärkung von Bürgerrechten 

•	 transparente Entscheidungsprozesse in der EU
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II. Dauerhaften Frieden schaffen 
Für ein Europa des Friedens

dieBasis achtet die freie Selbstbestimmung, die territoriale Unversehrtheit, die politische Unabhängigkeit 

und die Gleichberechtigung aller Staaten, wie sie in den Grundsätzen der UN-Charta der Vereinten Natio-

nen und im Völkerrecht formuliert sind. In unseren internationalen Beziehungen treten wir für eine faire 

multilaterale Zusammenarbeit ein. 

dieBasis steht für:

III. Medizin für Menschen 
statt für Konzerne

Noch sind die Corona-Pandemie und ihre Folgen nicht aufgearbeitet und die Verant-

wortlichen nicht zur Rechenschaft gezogen worden. Doch bereits jetzt droht akute  

Gefahr für unsere Gesundheit und unsere Freiheit durch:

Die Verhinderung der geplanten Maßnahmen hat für die Partei dieBasis 
oberste Priorität!

•	 den geplanten WHO- Pandemievertrag

•	 die Ausweitung der Internationalen Gesundheitsvorschriften (IHR)

•	 die Aufweichung von Standards zur Medikamenten- und Impfstopfzulassung 

•	 und die Digitalisierung im Gesundheitswesen auf internationaler Ebene. 

•	 Überwindung von Lager- und Blockdenken

•	 Lösung von Interessenskonflikten auf diplomatischem Weg

•	 grundsätzliche Ablehnung von Sanktionen und Boykotten

•	 sofortiger Stopp von Waffenlieferungen in Krisen- und Kriegsgebiete

•	 lückenlose Aufklärung der Nordstream Sprengung

•	 Verhandlungen und Kooperation mit Russland

•	 diplomatische Beilegung des Ukraine-Konflikts

•	 Austritt aus der NATO
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IV. Umweltschutz und verlässliche Energieversorgung 
statt Klimahysterie und -ideologie 
 
 

Die Natur stellt unsere unverzichtbare Lebensgrundlage dar. Wir sind deshalb nicht nur moralisch zu 

einem respektvollen und nachhaltigen Umgang mit ihr verpflichtet. Wir wollen ein gesundes Leben im 

Einklang mit der Natur, mit stabilen Ökosystemen und großer Artenvielfalt. Anders als zurzeit wollen wir 

für die Zukunft ein anderes Wirtschaftsmodell nach dem Cradle-to-Cradle-Prinzip etablieren: mit langle-

bigen, vollständig recycelbaren oder biologisch abbaubaren Produkten und der Umstellung von Einweg- 

und Wegwerfverpackungen auf umweltverträgliche Kreislaufwirtschaft. 

 

Klimanarrativ als Vorwand zum Abbau von Demokratie und Freiheitsrechten 

 

Die Mitglieder der Partei dieBasis sind sich des Phänomens der langfristigen Veränderungen des globalen 

Klimas durchaus bewusst, auch dass der Mensch mit seinem Lebenswandel dazu beiträgt (z.B. Rodung 

von Wäldern oder Bodenversiegelung). Eine große Mehrheit der Mitglieder folgt jedoch nicht dem gängi-

gen Narrativ vom menschengemachten Klimawandel, sondern ist skeptisch was Umfang und Bedeutung 

der vom Menschen verursachten CO2-Emissionen für einen Klimawandel betrifft.

dieBasis fordert:

Energieversorgung ist Teil der öffentlichen Daseinsvorsorge

•	 Erhalt von Wäldern, Feuchtgebieten und Marinen Ökosystemen als Schutz 

unserer klimatischen Lebensgrundlage

•	 Verbot von Wettermanipulation (Geoengineering, „Impfen“ von Wolken)

•	 Anhörung von Wissenschaftlern, die die gängige CO2-These nicht bestätigen

•	 Wissenschaftliche Neubewertung der Entwicklung des Weltklimas

Energieversorgung sollte deshalb technologieoffen und ideologiefrei sein. Da die Ener-

gieversorgung aus technischen Gründen zu Monopolen führen kann, müssen der Be-

trieb und die Profite staatlich reguliert werden. Im Zentrum einer gelungenen Energie-

politik stand in der Vergangenheit immer ein Kompromiss im sogenannten Ziel-Dreieck 

aus Preis, Umwelt und Versorgungssicherheit. D.h. alle Alternativen müssen nach vielen 

Kriterien bewertet werden, nicht nur nach dem Thema  „CO2=Klima“. Eine Energiewende, 

die Klimaneutralität verspricht, aber gleichzeitig Preis und Versorgungssicherheit und 

Geopolitik außer Acht lässt, wird scheitern.
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V. Bauern und regionale Landwirtschaft stärken 
Für eine gesunde Landwirtschaft und Natur

Die jüngsten Bauernproteste in Deutschland, aber auch den Niederlanden, Frankreich und anderen euro-

päischen Ländern haben es gezeigt: Die völlig fehlgeleitete EU-Agrarpolitik mit ihren unzähligen Regulari-

en und Subventionen ist am Ende und wird von den Betroffenen nicht mehr mitgetragen. dieBasis nimmt 

die Sorgen und Vorschläge der Bauern und Verbraucher ernst und wird sie in das EU-Parlament bringen. 

dieBasis fordert eine Zukunftsperspektive für Landwirte:

VI. Menschenwürde 
statt digitale Überwachung

Wir sind für digitale Technologien vor allem, wenn sie der europäischen Demokratie förderlich sind. 

Technischer Fortschritt sollte vom Grundsatz geleitet sein, der gesamten Gesellschaft zu dienen, 

und darf Menschen, die mit der digitalen Technik nicht klarkommen oder sie nicht wollen, nicht 

ausgrenzen und diskriminieren. Insbesondere darf Technik nicht dazu genutzt werden, Menschen 

zu übervorteilen, zu unterdrücken, zu zensieren und zu kontrollieren. Persönliche Daten sind Eigen-

tum jedes Einzelnen und daher wertvoll und schützenswert.

Die gemeinsamen Umwelt- und Landwirtschaftspolitiken der EU sind grundlegend neu zu 
definieren und nach dem Prinzip der Subsidiarität zu gestalten. 

•	 NEIN zur EU-Identität

•	 NEIN zum Digital Services Act

•	 NEIN zum Digital Markets Act zu Gunsten von Großkonzernen

•	 NEIN zu digitaler Überwachung (Vorratsdatenspeicherung und biometrische Überwachung)

•	 NEIN zur elektronischen Patientenakte

•	 Erhalt bäuerlicher Landwirtschaft und landwirtschaftlicher Flächen für die  

Lebensmittelerzeugung

•	 Pflege gewachsener Kulturlandschaften

•	 Artgerechte Tierhaltung

•	 Nachhaltige Waldwirtschaft

•	 Förderung lokaler Kreislaufwirtschaft

•	 Faire Preisgestaltung für landwirtschaftliche Produkte

•	 Keine Freihandelsabkommen, keine Patente auf die Natur, keine Gentechnik,  

keine künstlichen Laborlebensmittel

dieBasis sagt NEIN zu folgenden EU-Programmen:
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VII. Finger weg von unserem Geld  
Keine Enteignung und Entmündigung

Die EU-Kommission stellt seit Anfang 2023 die Weichen für den digitalen Euro als gesetzliches Zahlungs-

mittel. Dieses geplante Zentralbankgeld (CBDC) hat nichts mit dem Geld auf dem Girokonto zu tun. Es ist 

vollständig programmierbar. Programmiert werden kann der Ort, die Zeit und die Produktgruppe. So ist 

es möglich, den Kauf von z.B. Fleisch, Benzin oder Urlaubsreisen zu beschränken oder zu sperren. Oder 

die Gültigkeit des Geldes auf einen kleinen Umkreis um den Wohnort zu beschränken – oder es gar am 

Monatsende verfallen lassen.

Lässt sich die EU überhaupt noch reformieren?

Inwieweit ein Moloch wie die EU und ihre Organe reformierbar sind, wird sich zeigen. Gemäß einer 

Umfrage unter den Mitgliedern vom Oktober 2023 können sich viele Mitglieder der Partei dieBasis 

auch eine geordnete Auflösung der EU und Übergang in einen Bund souveräner Staaten oder gar 

einen DEXIT vorstellen – insbesondere dann, wenn eine Demokratisierung und Reformierung des 

Staatenverbundes EU in Form einer deutlichen Reduzierung der Macht von EU-Institutionen und 

Schaffung basisdemokratischer/direktdemokratischer Strukturen, wie wir sie hier skizziert haben, 

nicht möglich sein sollte.

dieBasis steht für:

•	 ein gesetzliches Recht auf Bargeldzahlung

•	 einen Stopp von Vermögensregister, Immobilienregister und Lastenausgleich als 

Vorboten von Enteignung und Entmündigung

•	 Verschwendung von Steuergeldern transparent aufklären

•	 Politiker haftbar machen

•	 einen Stopp von Sonder-Fonds oder Sondervermögen „aus dem Nichts“

Bargeld sichert unsere Freiheit und unsere demokratischen Grundrechte!



Sie möchten unsere Arbeit unterstützen?

Spendenkonto - Basisdemokratische Partei Deutschland:
IBAN DE09 6416 3225 0434 1370 06
Volksbank Hohenzollern-Balingen eG

Kontakt & Impressum: 

V.i.S.d.P.: Basisdemokratische Partei Deutschland
post@diebasis-partei.de

Vertreten durch: Sven Lingreen und Skadi Helmert
Zillestraße 9, 10585 Berlin

Wähle dieBasis und behalte Deine Stimme!

Link zum ausführlichen Wahlprogramm:
programm.diebasis.eu

Unsere Kandidaten stellen sich vor:
kandidaten.diebasis.eu

dieBasis in den sozialen Medien:
facebook: https://www.facebook.com/diebasispartei

Instagram: https://www.instagram.com/diebasispartei
telegram: https://t.me/dieBasisbewegt


